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Der Autor analysiert die EU-Wettbewerbsorientierung und deren Auswirkungen auf die Imple-
mentierung von wirtschaftsfördernden EU-Politikfeldern. Es wird ein neuer Ansatz entwickelt, 
der als Grundlage für eine Diskussion über Marktinterventionen im EU-Mehrebenensystem 
und über die Rolle des Wettbewerbs dient.

This book analyses the EU’s approach to competition and its effects on the implementation 
of EU policies designed to support businesses. Its analysis allows for the development of a 
new approach that can act as the basis for a discussion on market intervention in the EU’s 
multilevel system and on the role of competition.
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Entwicklungen in der Verfolgung wirtschaftspolitischer Ziele
auf EU-Ebene

Im Jahr 2000 wurde die Lissabon-Strategie der EU veröffentlicht, die sich
zum Ziel setzte, bis zum Jahr 2010 die EU zum „wettbewerbsfähigsten
und dynamischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum in der Welt“1 zu
machen. Seitdem ist zu beobachten, dass EU-induzierte Maßnahmen zur
Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit europäischer Unternehmen an Be-
deutung gewinnen und sich insbesondere in bestimmten Politikbereichen
niederschlagen. Ausdrücklich sind dabei die EU-Industriepolitik,2 die EU-
Kohäsionspolitik3 und das EU-Beihilfenrecht i. V. m. der Beihilfenkon-
trolle der Kommission4 zu nennen.

In den o. g. Politikbereichen ist seit Inkrafttreten der Lissabon-Strategie
im Zuge diverser Reformen und Neuerungen die steigende Bedeutung des
Wettbewerbsfähigkeitsziels und von staatlichen Interventionen auf euro-
päischer Ebene zu beobachten.5 Damit wird ein Trend fortgesetzt, der vor
allem in deutscher juristischer und ökonomischer Literatur bereits nach In-
krafttreten des Vertrags von Maastricht im Jahr 1992 teilweise scharf kriti-

1.

1 Europäischer Rat, 23. und 24. März 2000, Lissabon, Schlussfolgerungen des Vor-
sitzes, Nr. 5, abrufbar unter: http://www.europarl.europa.eu/summits/lis1_de.htm
(Stand: 24.03.2016).

2 Zum politischen Aufschwung der EU-Industriepolitik durch die Lissabon-Strategie
und die Europa 2020-Strategie vgl. Breier, Art. 173 AEUV, in: Lenz/Borchardt,
EU-Verträge Kommentar: EUV, AEUV, GRCh, 6. Aufl., 2013, Köln, S. 2096
Rn. 3. Zur Verbindung der EU-Strategien und der Industriepolitik auch Vedder, Ar-
tikel 173 AEUV, in: Ders./Heintschel von Heinegg (Hrsg.), Europäisches Unions-
recht: EUV, AEUV, Grundrechte-Charta, 1. Aufl., 2012, Baden-Baden, S. 725
Rn. 7; Mellein, Artikel 173 AEUV, in: Schwarze et al. (Hrsg.), EU-Kommentar,
3. Aufl., 2012, Baden-Baden, S. 1789 f. Rn. 12 ff.

3 Borchardt, Art. 174 AEUV, in: Lenz/Ders. (Hrsg.), EU-Verträge Kommentar,
S. 2104 ff. Rn. 5 ff.

4 Kreuschitz/Wernicke, Vorb. Art. 107–109, in: Lenz/Borchardt (Hrsg.), EU-Verträge
Kommentar, S. 1477 f. Rn. 26.

5 Der Aktionsplan staatliche Beihilfen betont etwa, dass „eine Anpassung der Beihil-
fepolitik und eine bessere Steuerung notwendiger denn je“ sind, Kommission der
Europäischen Gemeinschaften, Mitteilung v. 7.6.2005, Aktionsplan staatliche Bei-
hilfen, Weniger und besser ausgerichtete staatliche Behilfen – Roadmap zur Reform
des Beihilferechts 2005-2009, Konsultationspapier, KOM(2005) 107 endg., S. 5.
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siert worden ist.6 Einige Autoren sprechen dabei von einem grundlegen-
den ordnungspolitischen Wandel,7 den Mussler als den Übergang von In-
tegration durch Wettbewerb zum „recht ambivalenten“8 System der Inte-
gration durch Intervention beschreibt9. Die Aufnahme einer europäischen
Industriepolitik in das europäische Vertragswerk wurde als interventionis-
tische Unterminierung des freien Wettbewerbs interpretiert.10 Das insbe-
sondere mit der Industriepolitik in Verbindung gebrachte Wettbewerbsfä-
higkeitsziel wurde bereits zu dieser Zeit in den Art. 157 des Vertrags zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaft (EGV) integriert und resultierte
zunächst aus den Versuchen der Kommission, eine eigenständige EU-In-
dustriepolitik zu schaffen, die letztendlich an den Widerständen einiger
Mitgliedstaaten – darunter Großbritannien und Deutschland – scheiterte.11

Die Beihilfenpolitik wurde im Einklang mit den Lissabon-Zielen ab dem
Jahr 2005 grundlegend reformiert und berücksichtigt nun auch die Wettbe-
werbsfähigkeit der Unternehmen.12 Auch die Kohäsionspolitik wurde im
Rahmen des Ziels 2 der Förderperiode 2007–2013 auf die Verwirklichung
der Wettbewerbsfähigkeit ausgerichtet.13 Krugman sieht darin auch einen
Versuch der Europäischen Kommission, die Wettbewerbsfähigkeit als pri-

6 Immenga, Wettbewerbspolitik contra Industriepolitik nach Maastricht, in: EuZW,
1994, S. 14 ff.; Behrens, Pro und contra Maastricht: Eine Systemveränderung auf
dem Prüfstand, in: EuZW, 1992, S. 521; Immenga, Die notwendige Diskussion des
Vertrages von Maastricht, in: EuZW, 1992, S. 457.

7 Vgl. etwa Schmidt, Ordnungspolitische Perspektiven der europäischen Integration
im Spannungsfeld von Wettbewerbs- und Industriepolitik, 1998, Frankfurt am
Main, S. 30.

8 Mussler, Die Wirtschaftsverfassung der Europäischen Gemeinschaft im Wandel:
Von Rom nach Maastricht, 1. Aufl., 1998, Baden-Baden, S. 192.

9 Ansätze bereits in Mussler, Die Wirtschaftsverfassung, S. 135 ff.; später in Muss-
ler/Streit, Integrationspolitische Strategien in der EU, in: Ohr (Hrsg.), Europäische
Integration, 1996, Stuttgart/Berlin/Köln, S. 265 ff.

10 Immenga, Wettbewerbspolitik, S. 14 ff.; Behrens, Pro und contra Maastricht,
S. 521; Immenga, Die notwendige Diskussion, S. 457.

11 Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Industriepolitik in einem offenen
und wettbewerbsorientierten Umfeld: Ansätze für ein Gemeinschaftskonzept, in:
Die europäische Industriepolitik für die 90er Jahre, Bulletin der Europäischen Ge-
meinschaften, Beilage 3/91, 1991, Luxemburg, S. 7 ff.

12 Kommission der Europäischen Gemeinschaften, KOM(2005) 107 endg., S. 5.
13 Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Mitteilung v. 11.12.2007, Umset-

zung der Lissabon-Strategie für Wachstum und Beschäftigung durch die Mitglied-
staaten und Regionen im Rahmen der EU-Kohäsionspolitik, 2007-2013,
KOM(2007) 798 endg., S. 5.
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märes Ziel festzulegen, um diese als Ablenkung von den fundamentalen
ökonomischen Problemen zu nutzen, auf die die Kommission keinen Ein-
fluss hat.14 Das Wettbewerbsfähigkeitsprinzip ist allerdings in ökonomi-
scher Literatur – auch in Bezug auf die EU – aufgrund seiner mangelnden
Relevanz und seiner begrifflichen und konzeptionellen Unschärfe in starke
Kritik geraten.15

Der durch die Lissabon-Strategie begonnene Trend hat sich mit der
Strategie Europa 2020 des Jahres 2010 verstärkt fortgesetzt. In nüchternen
Analysen des Zielerreichungsgrads der Lissabon-Strategie stellte die
Kommission fest, dass bei der Umsetzung von Folgestrategien mit höherer
Steuerungsintensität und insbesondere mit mehr Kohärenz und Systematik
vorgegangen werden müsse.16 Dementsprechend setzt die Strategie Euro-
pa 2020 durch eine verstärkte Bündelung und Konzentration sämtlicher
zur Verfügung stehenden EU-Maßnahmen auf die Erreichung eines be-
stimmten Zielkatalogs, darunter auch die Wettbewerbsfähigkeit. Dies spie-
gelt sich deutlich in der Kohäsions-17 und Industriepolitik18 sowie im Bei-
hilfenrecht19 wieder, da alle drei Bereiche in den letzten Jahren grundle-
gende Modernisierungsschübe erfahren haben. Während das Beihilfen-

14 Krugman, Competitiveness: A Dangerous Obsession, in: Foreign Affairs, Vol. 73,
No. 2, 3-4/1994, S. 28 ff.

15 Wegner, Die Wettbewerbsfähigkeit der EU als Ziel europäischer Wirtschaftspoli-
tik – eine kritische Analyse, in: Blanke et al. (Hrsg.), Dimensionen des Wettbe-
werbs: Europäische Integration zwischen Eigendynamik und politischer Selbst-
gestaltung, 2010, Tübingen, S. 147 ff.; Bristow, Everyone’s a ‘winner’: problema-
tising the discourse of regional competitiveness, in: Journal of Economic Geogra-
phy, Vol. 5, No. 3, 2005, S. 285 ff.; Krugman, Making Sense of the Competitive-
ness Debate, in: Oxford Review of Economic Policy, Vol. 12, No. 3, 1996,
S. 17 ff.; Krugman, Competitiveness, S. 28 ff.

16 Europäische Kommission, Mitteilung v. 3.3.2010, Europa 2020, Eine Strategie für
intelligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum, KOM(2010) 2020 endg.,
S. 2 ff.

17 Europäische Kommission, Eine reformierte Kohäsionspolitik für Europa, abrufbar
unter: http://ec.europa.eu/regional_policy/sources/docgener/infographic/cohesion_
policy_20142020_de.pdf (Stand: 24.03.2016).

18 Siehe zur Konzentration auf bestimmte Technologieprioritäten z. B. Europäische
Kommission, A stronger European Industry for Growth and Economic Recovery,
Technical Briefing, 10.10.2012, S. 8 ff., abrufbar unter: http://ec.europa.eu/enterpri
se/policies/industrial-competitiveness/industrial-policy/files/20121010_slides_tech
nical_briefing_en.pdf (Stand: 24.03.2016).

19 Europäische Kommission, Mitteilung v. 8.5.2012, Modernisierung des EU-Beihil-
fenrechts, COM(2012) 209 final, S. 2 ff.
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recht und die Beihilfenkontrolle ihren seit der Reform des Jahres 2005 be-
gonnenen Kurs mit erneutem Nachdruck fortsetzen,20 ist seit dem Jahr
2011 in der Industriepolitik eine „Renaissance“21 und eine „dritte industri-
elle Revolution“22 ausgerufen worden. Auch die Kohäsionspolitik hat im
Zuge der Vorbereitung auf die aktuelle Förderperiode 2014–2020 einen
grundlegenden Wandel durchlaufen, der neue Zielsetzungs-, Implementie-
rungs- und Leistungsanreizmechanismen vorsieht.23

Der o. g. Ansatz zur Erhöhung der Steuerung, der Kohärenz und der
Systematik schlägt sich in der verstärkten Ausrichtung unternehmensför-
dernder Politikfelder und der darunter fallenden Maßnahmen auf gemein-
same in der Lissabon-Strategie bzw. der Strategie Europa 2020 festgehal-
tene Ziele nieder. Für die jeweiligen Politikfelder wird betont, dass sie als
Teil eines größeren Ganzen einen Beitrag zur Verfolgung der übergeord-
neten Ziele der EU-Strategien zu leisten haben.24 Auch wird vermehrt zur
Maximierung der Effizienz in den einzelnen Politikfeldern auf Förder-
instrumente anderer Politikbereiche zurückgegriffen.25 Es ist in der Tat
auf den ersten Blick logisch, durch die Konzentration einer Vielzahl von

20 Europäische Kommission, COM(2012) 209 final, S. 2 ff.,.
21 So der Wortlaut der englischen Fassung der Kommissionsmitteilung zur Industrie-

politik des Jahres 2014, vgl. Europäische Kommission, Mitteilung v. 22.1.2014,
For a European Industrial Renaissance, COM(2014) 14 final.

22 Europäische Kommission, Industry to reignite growth as economic recovery stalls,
abrufbar unter: http://ec.europa.eu/enterprise/newsroom/cf/itemdetail.cfm?item_ty
pe=251&lang=en&item_id=5589 (Stand: 24.03.2016); Europäische Kommission,
Advancing Manufacturing, Advancing Europe, Report of the Task Force on Ad-
vanced Manufacturing for Clean Production, 2014, Brüssel, S. 36, abrufbar unter:
http://ec.europa.eu/DocsRoom/documents/5370/attachments/1/translations/en/rend
itions/pdf (Stand: 24.03.2016).

23 Vgl. Europäische Kommission, Pressemitteilung v. 19.11.2013, abrufbar unter:
http://europa.eu/rapid/press-release_MEMO-13-1011_de.htm (Stand: 24.03.2016).

24 Vgl. etwa Europäische Kommission, COM(2012) 209 final, S. 3 ff.; Europäische
Kommission, Mitteilung v. 28.10.2010, Eine integrierte Industriepolitik für das
Zeitalter der Globalisierung, Vorrang für Wettbewerbsfähigkeit und Nachhaltig-
keit, KOM(2010) 614, S. 3 ff.; Europäische Kommission, Mitteilung v. 6.10.2010,
Regionalpolitik als Beitrag zum intelligenten Wachstum im Rahmen der Strategie
Europa 2020, KOM(2010) 553 endg., S. 2 ff.

25 Tajani, A Stronger European Industry for Growth and Economic Recovery,
Präsentation v. 10.10.2012, S. 8, abrufbar unter: http://ec.europa.eu/enterprise/poli
cies/industrial-competitiveness/industrial-policy/files/20121010_industria_policy_
vp_tajani_en.pdf (Stand: 24.03.2016).
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Instrumenten auf bestimmte Ziele eine erhöhte Wahrscheinlichkeit der Er-
reichung dieser Ziele zu erwarten.

Zugleich muss aber berücksichtigt werden, dass jeder Bereich und die
darunter fallenden Instrumente und Maßnahmen eigene in den einschlägi-
gen Vertragsartikeln verankerte Ziele haben, die es ebenso zu verfolgen
gilt. Mit der politikfeldübergreifenden Bündelung von Maßnahmen wach-
sen also die Möglichkeiten für Zielkonflikte. Diese sind innerhalb einzel-
ner Politikfelder insbesondere als Ergebnis wettbewerbsfähigkeitsindu-
zierter Neuausrichtung in der Literatur erkannt worden. Becker benennt et-
wa eine Reihe an Zielkonflikten innerhalb der Kohäsionspolitik.26 Weitere
Autoren weisen ebenfalls darauf hin, dass die Ziele der Konvergenz und
der Verwirklichung der Wettbewerbsfähigkeit (Ziele 1 und 2 der Förder-
periode 2007–2013) nicht vereinbar sind.27 So legt Ziel 1 seinen Schwer-
punkt auf die Gewährleistung ausgeglichenen Wachstums und eine Redu-
zierung der Divergenzen zwischen den Regionen Europas, während Ziel 2
die Förderung von wirtschaftsstarken Regionen zur Stärkung der interna-
tionalen Wettbewerbsfähigkeit ins Auge fasst.28 Auch für den Fall der
Beihilfenpolitik ist ein Konflikt zwischen dem Ziel des Wettbewerbs-
schutzes und der Verfolgung der Lissabon-Ziele erkannt worden.29 Der o.
g. Wandel im Beihilfenrecht und der Beihilfenkontrolle ist in ökonomi-
scher und juristischer Literatur in starke Kritik geraten. So wird befürch-
tet, dass eine Abkehr vom System des freien Wettbewerbs und eine zuneh-
mende Politisierung des Wettbewerbsrechts stattfinden, die zur Abnahme
der Transparenz, Erhöhung von wohlfahrtsreduzierenden und verschwen-

26 Becker, Die europäische Kohäsionspolitik und ihre Modernisierung, SWP-Studie,
S 5, März 2009, Berlin, S. 23 ff. Vgl. auch bereits Behrens/Smyrl, A conflict of ra-
tionalities: EU regional policy and the Single Market, in: JEPP, Vol. 6, No. 3,
9/1999, S. 419 ff.

27 Vgl. etwa Gawlikowska-Hueckel, Problems and Dilemmas of EU Regional Policy,
in: European Integration Studies, No. 1, 2007, S. 114 ff.; Wink, Innovationsförde-
rung durch die EU-Strukturpolitik nach 2007: neue Ansätze, alte Probleme?, in:
RuR, 4/2007, S. 315 ff.; Centrum für Europäische Politik, EU-Bericht, Vierter Be-
richt über den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt, 03.07.2007, S. 1 ff.,
abrufbar unter: http://www.cep.eu/Analysen_KOM/KOM_2007_273_Kohaesions
bericht/cepAnalyse_KOM_2007_273_Vierter_Bericht_wirtschaftlicher_und_sozia
ler_Zusammenhalt.pdf (Stand: 24.03.2016).

28 Kommission der Europäischen Gemeinschaften, KOM(2007) 798 endg., S. 5 ff.
29 Vgl. etwa Wink, Innovationsförderung, S. 315 ff.
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derischen Unternehmenssubventionen und zur Unterminierung der Funkti-
onsfähigkeit des Binnenmarkts führen werden.30

Konflikte zwischen den Politikfeldern sind allerdings bislang – bis auf
den o. g. inhaltlichen Widerspruch zwischen der EU-Industriepolitik und
dem EU-Beihilfenrecht – kaum vertieft untersucht worden. Dies ist ver-
wunderlich, da die jeweiligen Bereiche, ihre Ziele und Instrumente durch
einschlägige Normen festgelegt werden, die als Teil der EU-Verträge mitt-
lerweile in den Rechtswissenschaften anerkannten Verfassungsrang haben.
Das Konfliktpotenzial ist auch im Zuge der oben bereits angerissenen
Neuausrichtungen weiter gestiegen und bedarf daher einer politikfeldüber-
greifenden Untersuchung. Insbesondere stellt sich die Frage, inwiefern
sich die Priorisierung des Wettbewerbsfähigkeitsziels anstatt des freien
Wettbewerbs und die Bündelung der staatlichen Markteingriffe auf den
Wettbewerb im Binnenmarkt auswirken. Immerhin ist seit Inkrafttreten
des Vertrags von Lissabon im Jahre 2009 das in Art. 3 EGV genannte Sys-
tem des freien Wettbewerbs in ein Vertragsprotokoll über den Binnen-
markt und den Wettbewerb verschoben worden, während der aktuelle Ver-
trag über die Europäische Union (EUV) in Art. 3 nur noch von einer
„wettbewerbsfähigen“ Wirtschaft spricht.

Der Wettbewerb wird allerdings weiterhin in den Verträgen mehrfach
erwähnt und in deutschsprachiger europawissenschaftlicher Literatur
mehrheitlich als Beweis dafür genommen, dass faktisch keine Änderung
in der Ausrichtung am Wettbewerb als wichtigstem Koordinierungsinstru-
ment in der Marktwirtschaft erfolgt ist.31 Die aktuelle Wettbewerbsorien-
tierung müsste trotzdem angesichts der vertraglichen Wortlautänderungen
und der bereits ausgeführten politisch-strategischen Neuerungen in der
beihilferechtlichen Praxis vertieft untersucht und konkret definiert werden.
Dieser Schritt ist für die Erörterung der Notwendigkeit eines neuen wett-
bewerbsorientierten Ansatzes von elementarer Bedeutung.

Des Weiteren muss als Grundvoraussetzung einer Untersuchung der
drei o. g. in den EU-Verträgen normierten Themenbereiche geklärt wer-

30 Vgl. etwa Fenner/Kese, Wirtschaftsrechtliche und -politische Trends in der
Europäischen Beihilfenkontrolle, in: apf, 7/2011, BW 50 ff.; Immenga, Die Wett-
bewerbspolitik der Kommission und ihr Richter, in: EuZW, 2010, S. 601; Frenz,
Handbuch Europarecht, Bd. 3: Beihilfe- und Vergaberecht, 2007, Berlin/Heidel-
berg, S. 250.

31 Vgl. etwa Immenga, Die Wettbewerbspolitik, S. 601. Siehe hierzu Abschnitt 2.2.3.
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den, ob überhaupt von drei eigenständigen Politiken bzw. Politikfeldern32

gesprochen werden kann. Obgleich dies den Mitteilungen der Europä-
ischen Kommission entspricht,33 deckt sich diese Einteilung weder mit
dem Wortlaut der Verträge noch mit der Mehrzahl der europawissen-
schaftlichen Kommentare.34 Selbst der Begriff der EU-Kohäsionspolitik
wird in der Literatur und von der Kommission nicht immer einheitlich ge-
nutzt: Mal ist auch von Regionalpolitik oder Strukturpolitik die Rede.35

Die EU-Industriepolitik findet sich auf den ersten Blick nur in einem Arti-
kel in den EU-Verträgen wieder und erfüllt danach nur eine koordinieren-
de, die mitgliedstaatlichen Maßnahmen ergänzende Rolle. Obgleich u. a.
auch eigene bereits abgeschlossene Forschungsarbeiten des Verfassers
Ansätze einer eigenständigen Beihilfenpolitik erkennen lassen, ist eine
solche aus dem EU-Vertragswerk nicht eindeutig herauszulesen und ent-
spricht auch nicht zwingend der herrschenden Meinung in den Europawis-
senschaften. Eine rechtsgestützte Analyse und eine Abgrenzung der ein-
zelnen Bereiche ist daher für eine im Anschluss durchzuführende Prüfung
der gemeinsamen Ziele, Maßnahmen und Auswirkungen unverzichtbar.
Insbesondere müssen dabei die Kernaufträge der einschlägigen Vertrags-
normen festgelegt werden, um mögliche Schnittflächen und Konfliktpo-
tenziale zu konkretisieren.

32 Zur synonymen Nutzung dieser Begriffe siehe ausführlich Kap. 3.
33 Vgl. etwa Europäische Kommission, COM(2012) 209 final, S. 3; Europäische

Kommission, Mitteilung v. Februar 2012, Vereinfachung der Kohäsionspolitik im
Zeitraum 2014–2020, abrufbar unter: http://www.esf.at/esf/wp-content/uploads/si
mplification_de.pdf (Stand: 24.03.2016); Europäische Kommission, KOM(2010)
614.

34 In den Verträgen ist in Art. 107 AEUV nur von „[s]taatliche[n] Beihilfen“ die Re-
de, während sich Art. 173 AEUV mit der „Industrie“ und Art. 174 ff. AEUV sich
mit dem „[w]irtschaftliche[n], soziale[n] und territoriale[n] Zusammenhalt“ befas-
sen. EU-Industriepolitik fehlt z. B. in Schulze et al. (Hrsg.), Europarecht, Hand-
buch für die deutsche Rechtspraxis, 3. Aufl., 2015, Baden-Baden. In Haratsch et
al., Europarecht, 9. Aufl., 2014, Tübingen fehlen sowohl die Industriepolitik als
auch die Beihilfenpolitik als eigenständiges Element.

35 Vgl. etwa Gawlikowska-Hueckel, Problems and Dilemmas, S. 113 ff.; Axt, EU-
Strukturpolitik: Einführung in die Politik des wirtschaftlichen und sozialen Zu-
sammenhalts, 2000, Opladen, S. 1 ff.; Kommission der Europäischen Gemein-
schaften, Mitteilung v. 16.7.2003 über die Umsetzung der Verpflichtungen, die
von den beitretenden Ländern im Rahmen der Beitrittsverhandlungen über Kapitel
21 – Regionalpolitik und Koordinierung der strukturpolitischen Instrumente einge-
gangen worden sind, KOM(2003) 433 final, S. 2; Europäische Kommission, Im
Dienst der Regionen, 2004, Luxemburg, S. 3.
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Allgemein konfrontiert die Auseinandersetzung mit den oben bereits
genannten Begriffen und Konzepten den Betrachter mit einer Reihe von
Definitionsproblemen. In der o. g. Kritik des Wettbewerbsfähigkeitsbe-
griffs wird dessen Unschärfe und konzeptionelle Dehnbarkeit in Funktion
des als dienlich erscheinenden Zwecks betont.36 Während in der Kritik
über die Einführung einer EU-Industriepolitik von Interventionismus ge-
sprochen wird, wird dieser Begriff ebenso wenig definiert und es wird
gleichzeitig auch von „fördernden Tätigkeiten“37 gesprochen. Auch der
Begriff Wirtschaftspolitik deckt die drei o. g. Bereiche trotz ihrer wirt-
schaftspolitischen Aspekte kaum ab. Während die Währungsunion mit der
Einheitlichen Europäischen Akte (EEA) rechtlich, institutionell und poli-
tisch verankert wurde, bleibt die Implementierung einer EU-Wirtschafts-
union bislang aus.38 Von einer umfassenden wirtschaftspolitischen Kom-
petenz der EU ist man daher immer noch weit entfernt, da einige Kernbe-
reiche der Wirtschaftspolitik der EU vorenthalten bleiben. Dazu zählen
insbesondere steuer-, sozial- und arbeitspolitische Kompetenzen. Für die
Organe der EU – allen voran die Europäische Kommission als nicht nur
federführend für die Strategie Europa 2020 verantwortliche, sondern auch
als politische Verwaltungs- und Kontrollbehörde der EU – stellt sich somit
die Frage, wie wirtschaftspolitische Vorhaben zur Förderung des intelli-
genten, nachhaltigen und integrativen Wachstums umgesetzt werden kön-
nen.39

In diesem Zusammenhang sind die o. g. Änderungen in einigen Politik-
feldern von besonderem Interesse. Auf den ersten Blick lässt der politik-
feldübergreifende, kohärentere Ansatz ein höheres Ausmaß an Systematik
seitens der EU vermuten. Zugleich ist aber weiterhin fraglich, ob auf EU-
Ebene von „einer“ Wirtschaftspolitik gesprochen werden kann, zumal be-
deutende Bereiche der klassischen Wirtschaftspolitik davon ausgenommen
sind und nach Art. 5 Abs. 1 AEUV dieses Politikfeld eindeutig in den
Kompetenzbereich der Mitgliedstaaten fällt, die lediglich zur Koordinie-

36 Bristow, Everyone’s a ‘winner’, S. 285 ff.; Krugman, Competitiveness, S. 28 ff.
37 Schmidt, Ordnungspolitische Perspektiven, S. 30.
38 Vgl. etwa Starbatty, Braucht die Währungsunion eine politische Union?, in: Has-

se/Peschutter (Hrsg.), Europäische Union: Ökonomie, Institutionen, Politik, 2006,
Bern u. a., S. 295. Siehe hierzu ausführlich Abschnitt 3.1.3.

39 Europäische Kommission, KOM(2010) 2020 endg., S. 5. Zur mangelnden Klarheit
der wirtschaftspolitischen Prioritäten der Kommission vgl. The Economist, The
Eurosceptic Union, in: Vol. 411, No. 8889, 31.5.2014, S. 21.
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rung auf EU-Ebene verpflichtet sind. Auch legen die aktuellen EU-Verträ-
ge deutlich die Kompetenzschranken der Union fest, da sie bereits in
Art. 5 Abs. 1 EUV und Art. 2 bis Art. 6 AEUV die Zuständigkeiten der
Union nach dem Grundsatz der begrenzten Einzelermächtigung verfas-
sungsrechtlich abgrenzen und ausdrücklich sämtliche weiteren Politikbe-
reiche und Kompetenzen den Herren der Verträge – d. h. den Mitglied-
staaten – überlassen.

Dies verdeutlicht auch die Problematik der Übertragbarkeit nationaler
Begriffsverständnisse auf die den EU-Politikfeldern zugrundliegenden
Konzepte und Zielsetzungen. Bei Wegfall des Begriffs der Wirtschaftspo-
litik stellt sich zudem die Frage, welcher Sammelbegriff für die drei o. g.
Politikfelder genutzt werden kann, der die Gemeinsamkeiten sowie das
dahinterstehende System erfasst, ohne zugleich zu unpräzise zu sein und
in diesem Kontext das gleiche Ausmaß mangelnder Relevanz aufzuweisen
wie der Begriff der Wirtschaftspolitik.40

Wie zuvor angerissen wird oft der Begriff der Förderung im Zusam-
menhang mit den hier zu untersuchenden Bereichen verwendet. Wirt-
schaftsförderung ist ein in der deutschen Sprache und dem in der Bundes-
republik etablierten Wirtschaftssystem geläufiger Begriff. Eine direkte
Übertragung auf EU-Politikfelder, deren Gestaltung auch von anderen
Staaten geprägt ist, ist allerdings nicht ohne weiteres möglich, da das die
Bedeutung der kulturellen, rechtlichen und gesellschaftlichen Faktoren
ignorieren würde, die die Entstehung von (Wirtschafts-)Politikfeldern
maßgeblich prägen.41 Auch der dazu im Titel der Arbeit eingesetzte Be-
griff der Wirtschaftsförderung muss daher im Laufe der Untersuchung de-
finiert werden. So erscheint er an keiner Stelle in den EU-Verträgen und
wird nur selten in einschlägigen EU-Mitteilungen erwähnt, wenn auch der
Begriff der Förderung häufig verwendet wird.

Der Bedarf einer Analyse der praktischen Auswirkungen der o. g. und
aus theoretischer Perspektive kritisierten Änderungen sowie der stärkeren
Fokussierung auf eine politikfeldübergreifende zielkonzentrierte Förder-
politik wird insbesondere dadurch verdeutlicht, dass in den einzelnen Poli-
tikbereichen Fehler und Fehlentwicklungen von der Kommission einge-
räumt und auch in wissenschaftlichen und journalistischen Publikationen

40 Ausführlich hierzu Kap. 3.
41 Eucken, Grundsätze der Wirtschaftspolitik, 7. Aufl., 2004, Tübingen, S. 251; The

Economist, A slow climb, in: Vol. 409, No. 8856, 5.10.2013, S. 55 f.
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regelmäßig ausfindig gemacht werden.42 Auch die Wettbewerbsfähigkeits-
berichte der Kommission beklagen trotz mittlerweile anderthalb Dekaden
einer Förderpolitik, die auf die Förderung eben dieser Wettbewerbsfähig-
keit ausgerichtet ist, nach wie vor bestimmte Wettbewerbsnachteile des
europäischen Wirtschaftsraums im Vergleich zu ausgewählten Konkurren-
ten, wie z. B. den USA und Japan.43 Berücksichtigt man zugleich den
leichten Aufwärtstrend der Vergabe von staatlichen Beihilfen in der EU,
der deutlichen Erhöhung der Kohäsionsmittel in den letzten zwei Jahr-
zehnten und die Einführung neuer Instrumente zur Stärkung der Wettbe-
werbs- und Innovationsfähigkeit von Unternehmen,44 muss die Effektivi-
tät des aktuellen Ansatzes in Frage gestellt werden. Angesichts dessen,
dass die Ursprünge der aktuellen Euro-Krise meist in einer fehlenden EU-
Wirtschaftspolitik gesehen werden und dass nach wie vor deutliche Diver-
genzen in der Wettbewerbsfähigkeit der EU-Staaten bestehen,45 gewinnt
diese Fragestellung umso mehr an Bedeutung.

42 Vgl. etwa Rudzio, Verschwender EU, in: Die Zeit, Nr. 48, 22.11.2012, S. 37; ZEW,
Growth-Enhancing Expenditure in EU Cohesion Spending from 2007 to 2013, Fi-
nal Research Report Contract fe 19/12, Commissioned by the Federal Ministry of
Finance, 2012, Mannheim, S. 19 ff.; The Economist, Hard yards, in: Vol. 395, No.
8680, 1.5.2010, S. 62; Ederveen et al., Funds and Games: The Economics of Euro-
pean Cohesion Policy, 2002, Den Haag, S. 52 ff. Zu den Problemen der EU-Politik
zur Förderung des nachhaltigen, umweltfreundlichen Wachstums vgl. The Econo-
mist, The unwelcome Renaissance, in: Vol. 406, No. 8817, 5.1.2013, S. 51 f.

43 Vgl. bereits Europäische Kommission, The competitiveness of European industry,
1997, Luxemburg, S. 9 ff. Vgl. aktuell Europäische Kommission, Helping Firms
Grow: European Competitiveness Report 2014, SWD(2014) 277 final, 2014, Lux-
emburg, S. 20 ff. Vgl. auch etwa zur EU-Rüstungsindustrie The Economist, A hard
pounding, this, in: Vol. 406, No. 8825, 2.3.2013, S. 56 f.

44 Insbesondere das Rahmenprogramm für Wettbewerbsfähigkeit und Innovation
(CIP) 2007–2013 das darauffolgende Programm für die Wettbewerbsfähigkeit von
Unternehmen und KMU (COSME) 2014–2020, die jeweils ein Budget von über
3,6 Mrd. Euro und 2,3 Mrd. Euro haben. Siehe hierzu Europäische Kommission,
Rahmenprogramm für Wettbewerbsfähigkeit und Innovation (CIP), abrufbar un-
ter: http://ec.europa.eu/cip/index_de.htm (Stand: 24.03.2016); Europäische Kom-
mission, COSME, abrufbar unter: http://ec.europa.eu/enterprise/initiatives/cosme/i
ndex_en.htm (Stand: 24.03.2016).

45 Vgl. etwa The Economist, Which way for Mr Hollande?, in: Vol. 406, No. 8823,
16.2.2013, S. 21 f.
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